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N i e d e r s c h r i f t 
 
der 28. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Halle (Saale) 
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________________________________________________________________________ 
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Die 28. öffentliche Sitzung des Hauptausschusses wurde eröffnet und geleitet von der 
Vorsitzenden des Hauptausschusses, Frau Oberbürgermeisterin Ingrid Häußler. 
Sie stellte die ordnungsgemäße Einladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung: 
 
Herr Müller, PDS-Fraktion, fragte nach seinem Antrag vom 27.03.2002, der vom Stadtrat in 
den Hauptausschuss verwiesen worden sei. 
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler antwortete nach Information durch die Leiterin der 
Geschäftsstelle Stadtrat, dass gegenwärtig Vorarbeiten in der Verwaltung geleistet werden und 
der Antrag voraussichtlich vor der Sommerpause im Hauptausschuss auf die Tagesordnung 
komme. 
 
Weitere Anmerkungen zur Tagesordnung gab es nicht. 
 
 
 
 
Damit bestätigten die Mitglieder des Hauptausschusses ohne förmliche Abstimmung folgende   
T a g e s o r d n u n g: 
 
 
 
1 Genehmigung der Niederschriften der Sondersitzungen des Hauptausschusses am 

03.04.2002 und am 11.04.2002 und der 27. Sitzung des Hauptausschusses am 
17.04.2002 (öffentlicher Teil) 

 
2 Neu- bzw. Umbesetzung von Gremien der städtischen Eigen- und 

Beteiligungsgesellschaften und Eigenbetriebe 
Vorlagen-Nr.: III/2002/02242 

 
3 Anträge von Fraktionen und Stadträten 
 
4 Anfragen von Stadträten 
 
5 Mitteilungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Zu TOP 01 – Genehmigung der Niederschriften 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Es gab keine Anmerkungen zu den Niederschriften der Sondersitzungen des 
Hauptausschusses am 03.04.2002 und am 11.04.2002 und der 27. Sitzung des 
Hauptausschusses am 17.04.2002 (öffentlicher Teil) 
 
 
 
Die Mitglieder des Hauptausschusses g e n e h m i g t e n  ohne förmliche Abstimmung die 
Niederschriften der Sondersitzungen des Hauptausschusses am 03.04.2002 und am 
11.04.2002 und der 27. Sitzung des Hauptausschusses am 17.04.2002 (öffentlicher Teil) 
In der vorliegenden Form. 
 
 
 
 
 
Zu TOP 02 - Neu- bzw. Umbesetzung von Gremien der städtischen     
                     Eigen- und Beteiligungsgesellschaften und Eigenbetriebe 
                          Vorlagen-Nr.: III/2002/02242 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Herr Borries, Leiter des Amtes für Rechtsangelegenheiten, informierte, dass die Verwaltung 
beauftragt worden sei, die Verfahrensweise bei der  Neu- bzw. Umbesetzung mit dem 
Regierungspräsidium abzuklären. Durch das Regierungspräsidium sei zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch keine klare Positionierung zu dieser Rechtsfrage, ob ein Anspruch der UB-
Fraktion auf Umbesetzung bestehe, abgegeben worden. Das Regierungspräsidium habe 
aufgrund der bisher gesichteten Literatur und Urteile festgestellt, dass die Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt dazu keine klare Aussage enthalte und wolle sich jetzt mit dem 
Innenministerium abstimmen. Man erwarte bis zur Stadtratstagung eine abschließende 
Stellungnahme des Regierungspräsidiums.  
 
Herr Misch, CDU-Fraktion, äußerte, er habe von Herrn Dr. Klang ein Schreiben mit folgendem 
Inhalt erhalten:  
Betr. Gemeindevertreter in Leitungsgremien von öffentlichen Unternehmen, hier: Änderung der 
politischen Mehrheit in den entsendenden kommunalen Vertretung – 
Gern mache ich noch eine ergänzende Ausführung zu meiner Kommentierung in § 119 Abs. 1, 
Satz 3, Randnotiz 5 GO LSA. In § 119 Abs. 1 Satz 3 GO  wird deutlich, dass die Entsendung 
weiterer, also mehrerer Vertreter der Gemeinde nicht der politischen Zusammensetzung 
entsprechen muss. Erst wenn eine Einigung nicht zustande kommt, also bei der ersten 
Entsendung, gelten die Konfliktregeln über die Bildung von Ausschüssen (Harre-Niemeyer). 
 



Daraus folgt, dass es ebenfalls nicht zwingend erforderlich ist, bei der Änderung der 
Mehrheitsverhältnisse in der Vertretung auch die Entsendung dieser weiteren Mitglieder zu 
modifizieren. Das Leitungsgremium eines Unternehmens ist nämlich, anders als der Ausschuss 
der Vertretung, keine Untergliederung der politischen Vertretung. Daraus folgt, eine Anpassung 
erfolgt nur, wenn die Vertretung Mitglieder abberuft und neue entsenden will.  
 
Herr Borries meinte, die Aussage, die Herr Dr. Klang getroffen habe, stimme. Die Frage 
jedoch, ob genau, wie bei den Ausschüssen die Fraktion zu deren Gunsten sich die 
Mehrheitsverhältnisse ändert, einen Anspruch darauf habe, das geändert wird, sei hiermit nicht 
eindeutig beantwortet worden.  
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler fasste zusammen, das Ergebnis der Prüfung werde dem 
Stadtrat mitgeteilt. Sollte sich für den Stadtrat Handlungsbedarf ergeben, würde eine Vorlage 
vorbereitet, die diesem Handlungsbedarf entspreche. 
 
Weitere Wortmeldungen gab es nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hauptausschuss gab keine Empfehlung ab. 
 
 
Bis zur Stadtratstagung wird eine juristische Aussage des Regierungspräsidiums in 
Abstimmung mit dem Landesministerium des Inneren erwartet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu TOP 03 – Anträge von Fraktionen und Stadträten 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Es wurden keine Anträge gestellt. 
 
 
 
 
 
 



Zu TOP 04 – Anfragen von Stadträten 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Frau Haupt, PDS-Fraktion, ging auf eine Information von Herrn Prof. Kiel zum Termin 4. Juni 
ein, an dem eine Sondersitzung mit mehreren Ausschüssen zum BERGER-Gutachten 
stattfinden solle. Dieser Termin soll in der Beigeordnetenkonferenz festgelegt worden sein, 
ohne die Vorsitzenden der Ausschüsse dazu zu befragen.  
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler antwortete, im Wirtschaftsausschuss sei besprochen 
worden, wie Teile des BERGERS-Gutachtens (Marketinggutachten) ausgewertet werden 
können. Dabei sei vorgeschlagen worden, dass die Ausschüsse, die mit dieser Thematik 
befasst seien, zu einer gemeinsamen Sitzung einzuladen. So sei dieser Termin 04.06.2002 
entstanden.   
 
Herr Misch, CDU-Fraktion, äußerte, in letzter Zeit hätten sich in Halle einige Bürgerinitiativen 
gegründet. Er sei von einer Bürgerin, die längere Zeit einer solche Initiative intensiv begleitet 
habe und als Vorsitzende angesehen wurde, gefragt worden, was die Stadt mit diesen 
Angaben zur Person mache. Die Bürgerin habe in dieser Eigenschaft Post von parteinahen 
Stiftungen erhalten.  
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler erwiderte, die Verwaltung habe angeboten, dass 
interessierte Verbände, Initiativen u.a. sich im Internet darstellen könnten.  
 
Herr Dr. Furchert, Leiter des Presse- und Werbeamtes, ergänzte, eine weitere Möglichkeit  
sei, dass Initiativen und Verbände von sich aus in die Öffentlichkeit gegangen seien. 
 
Herr Misch verwies darauf, dass besagte Person nicht von sich aus an die Öffentlichkeit 
gegangen sei. Er wisse, dass z.B. der Eigenbetrieb für Arbeitsförderung Publikationen 
herausgebe, die zu Bürgerinitiativen informiere. 
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler sagte eine Prüfung zu. 
 
Herr Biesecke, SPD-Fraktion, fragte, wann der zeitweilige Ausschuss zur Funktional-, 
Verwaltungs- und kommunaler Strukturreform das nächste Mal tage. 
 
Frau Dr. Wünscher, CDU-Fraktion, gab zu bedenken, ob es sinnvoll sei, jetzt zu beraten, 
bevor in Magdeburg entscheidende Dinge geschehen. Es stehe jedoch jedem 
Ausschussmitglied frei, Tagesordnungspunkte zu benennen; dann werde der Ausschuss 
einberufen. 
 
Herr Weiland, HAL-Fraktion, erklärte, zur Zeit sehe er keinen Bedarf für eine Beratung.  
 
Herr Sänger, CDU-Fraktion, meinte, es sei relativ sicher, dass der Landtag noch vor der 
Sommerpause dieses Thema aufgreifen werde. 
 
 
 
 



Frau Dr. Wünscher fragte zum Stand Müllverbrennungsanlage Lochau. 
Weiterhin möchte sie wissen, warum der Kongress der Deutschen Gesellschaft für 
Verdauungs- und Stoffwechselkrankheiten, der im Jahre 2004 stattfinden soll, nicht in Halle 
tagen könne. Sie werde diese Frage auch in der kommenden Stadtratstagung stellen. 
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler antwortete, zur Müllverbrennungsanlage werde sie im 
nichtöffentlichen Teil antworten. 
In der Kongressfrage werde sie eine schriftliche Antwort geben. 
 
Frau Dr. Wünscher fragte weiter, warum eine solch wichtige Angelegenheit bereits unterhalb 
der Beigeordnetenebene ablehnend entschieden worden sei. 
 
Frau Krischok, PDS-Fraktion, nahm Bezug auf den Zuschnitt der Wahlkreise zur 
Landtagswahl. Einige Bürgerinnen und Bürger von Seeben und der Kompottsiedlung hätten 
die Meinung geäußert, dass es ungeeignet sei, wo sie zugeordnet worden seien. Man sollte die 
historisch gewachsenen Verbindungen beachten. 
Sie bat, bei nächster Gelegenheit gegenüber dem Land diese Meinung zu vertreten. 
Laut Auskunft des Landeswahlleiters habe die Kommune durchaus ein Vorschlagsrecht. 
 
Frau Haupt ergänzte, auch im Bereich Dieselstraße habe es dieses Problem gegeben. 
 
Herr Doege, Beigeordneter für Ordnung und Sicherheit, verwies  darauf, dass die Zuschnitte 
der Wahlkreise möglichst erhalten bleiben sollten, um eine Vergleichbarkeit mit 
vorangegangenen Wahlen herstellen zu können. 
 
Frau Oberbürgermeisterin Häußler schlug vor, zu diese Thematik in der nächsten Runde der 
Fraktionsvorsitzenden eine Information zum jetzigen Stand zu geben, wie es im Verhältnis zu 
den Landtagswahlkreisen sei und gegebenenfalls Wünsche aufzunehmen. 
 
Herr Weiland fragte, wann das Ratsinformationssystem den Abgeordneten zur Recherche 
zugängig sein werde.  
 
Frau Unger, Leiterin des Büros der Oberbürgermeisterin, informierte, dass die aufgetretenen 
Mängel (keine Intranetfähigkeit) auch durch die Übernahme eines Updates der entsprechenden 
Software nicht beseitigt werden konnten. Im Augenblick sei noch einmal eine Abfrage aller 
beteiligten Ämter zu Mängeln in Arbeit. Es stehe jedoch auch die Frage, das System zu 
wechseln.  
 
Weitere Anfragen wurden nicht gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Zu TOP 05 – Mitteilungen 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Es wurden keine Mitteilungen abgegeben. 
 
Die Vorsitzende des Hauptausschusses beendete die 28. öffentliche Sitzung. 
 
 
 
Ingrid Häußler 
Oberbürgermeisterin 
und Vorsitzende des Hauptausschusses 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kraft 
Protokollführerin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Protokollantin: Panian 


